
geübten Tätigkeit unter die Bestimmungen der Verordnung 
über die Rechte und Pflichten der Meister in den volkseigenen 
und ihnen gleichgestellten Betrieben und über die Erhöhung 
ihrer Gehälter (Meisterverordnung) vom 28. Juni 1952 (GBl. 
S. 504) fällt. Die Lohnforderung sei die Differenz zwischen dem 
tariflichen Lohn von 421 DM monatlich und dem nach der 
angeführten Verordnung gesetzlichen Lohn von 595 DM monat­
lich für die Zeit vom 1. Juli 1952 bis 15. November 1952.

Das erste Gericht hat dem Klageantrag entsprochen. Gegen 
dieses Urteil hat die Beklagte frist- und formgerecht Berufung 
beim Bezirksarbeitsgericht Rostock eingelegt.

Aus den G r ü n d e n :
Im vorstehenden Prozeß war von dem Gericht zu­

nächst die Frage zu entscheiden, ob das Arbeitsrechts­
verhältnis des Klägers durch die Verordnung über die 
Hechte und Pflichten der Meister in den volkseigenen 
und ihnen gleichgestellten Betrieben und über die Er­
höhung ihrer Gehälter vom 28. Juni 1953 (Meisterver­
ordnung) kraft Gesetzes endete, ohne daß eine beson­
dere Kündigung zu erfolgen hatte. Diese Frage hat das 
Gericht verneint.

Die Beklagte hat hierzu eingewandt, daß sie nach 
dem Willen des Gesetzgebers erst die Voraussetzungen 
für die Bezahlung der Meister nach der Meisterverord­
nung durch die Schaffung von Meisterbereichen schaffen 
mußte. Der Kläger hat aber bereits bis zur Inkraftset­
zung der Meisterverordnung eine Meisterei geleitet, in 
der weitere 6 Werktätige beschäftigt wurden. Für die­
sen Arbeitsbereich war der Kläger verantwortlich. Diese 
Tatsache ist von der Beklagten nicht bestritten wor­
den. Dagegen führt in der Berufungsbegründung die 
Beklagte aus, daß der Kläger nicht die Qualifikation 
eines Meisters neuen Typus besitzt. Sie hat es aber 
unterlassen, dem Gericht mitzuteilen, wer dieses fest­
gestellt hat. Der Gebietsvorstand der IG Eisenbahn ist 
entgegen der Behauptung der Beklagten der Auffassung, 
daß der Kläger gesellschaftspolitisch genau so geeignet 
ist wie viele andere Kollegen in der gleichen Funktion. 
Weiter hat auch der Gebietsvorstand der IG Eisenbahn 
zum Ausdruck gebracht, daß Meister neuen Typus nicht 
von heute auf morgen vorhanden sind, sondern durch 
beharrliche Aufklärung und Schulungsarbeit für ihre 
Aufgaben qualifiziert werden müssen. Auch durch Ver­
waltungsmaßnahmen lassen sich keine Meister neuen 
Typus schaffen. Einen Beweis dafür, daß der Kläger 
den Anforderungen, die nach der Meisterverordnung an 
einen Meister gestellt werden, nicht gewachsen ist, hat 
die Beklagte nicht erbracht. Der Kläger führte seit 1938 
bereits den Meisterbereich. Er trug die Verantwortung 
für diesen Bereich sowohl bei der Erledigung der an­
fallenden Arbeit als auch bezüglich des Arbeitsschutzes 
und der Sicherheitsmaßnahmen. Dieses ist unbestritten. 
Die Beklagte war deshalb verpflichtet, falls sie den 
Kläger aus diesem Bereich entfernen wollte, das be­
stehende Arbeitsrechtsverhältnis zu kündigen. In keiner 
Weise sieht die Meisterverordnung vor, daß bestehende 
Arbeitsrechtsverhältnisse ohne Beachtung der sonstigen 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen gelöst werden sollen.

Abschließend ist zu prüfen, ob die Forderung des 
Klägers rechtlich begründet ist. Diese Frage ist zu be­
jahen. Durch die Meisterverordnung hat der Gesetz­
geber seinen Willen zu erkennen gegeben, daß schnell 
und unbürokratisch gehandelt werden sollte. Abwei­
chend von der kollektivvertraglich geregelten Entloh­
nung hatte der Gesetzgeber im § 6 der Meisterverord- 
aung die Entlohnung festgelegt. Sie war also gesetzlich 
geregelt. Die Verordnung wurde mit Wirkung vom 

•1. Juni 1952 in Kraft gesetzt. Von diesem Zeitpunkt an 
war die gesetzlich vorgesehene Entlohnung — unbe­
schadet dessen, ob aus betriebsbedingten Gründen eine 
spätere personelle Veränderung sich als notwendig her- 
ausstellen könnte — zu zahlen.

Festgestellt muß werden, daß die im § 7 der Meister­
verordnung festgesetzte Frist von der Beklagten nicht 
eingehalten wurde. Die Qualifikationsmerkmale sind 
nicht innerhalb 2 Wochen nach dem Erscheinen der 
Verordnung, sondern erst am 26. Juli 1952 herausge­
geben worden. Der zu diesen Qualifikationsmerkmalen *

herausgegebene Nachtrag I, auf den sich die Beklagte 
im wesentlichen stützt, ist erst am 22. September 
1952 herausgegeben worden. Am 28. Oktober 1952 ord­
nete die Reichsbahn S. an, daß die Eingruppierung der 
in Frage kommenden Meister unverzüglich durchzufüh­
ren und die Differenz nachzuzahlen sei. Auch auf diese 
Verfügung wurde dem Kläger noch nicht mitgeteilt, daß 
er seinen Meisterbereich abgeben sollte. Der Kläger 
mußte mit Recht annehmen, daß er zu dem Personen­
kreis gehörte, der nach der Meisterverordnung abzu­
finden sei, zumal er ja auch weiterhin den Meisterbe­
reich leitete. Somit besteht die Forderung des Klägers 
auf Nachzahlung der Differenz zwischen dem gezahlten 
Lohn und dem ihm nach der Meisterverordnung zu­
stehenden Lohn zu Recht.
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